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Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

Für verbesserte Versorgungs- und Behandlungsmöglichkeiten von  
Lipödem-Betroffenen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In Deutschland leiden rund 4 Millionen Betroffene unter einer Lipödem-Erkrankung. 
Das Lipödem ist eine chronische und nach aktueller Lehrmeinung progrediente Er-
krankung, die vorwiegend Frauen betrifft und lediglich in Einzelfallbeschreibungen 
bei Männern nachgewiesen werden konnte. Schätzungen zur Epidemiologie auf spär-
licher Datengrundlage nehmen eine Prävalenz von circa 10 % in der weiblichen Ge-
samtbevölkerung an (www.aerzteblatt.de/archiv/214171/Lipoedem-Pathogenese-Di-
agnostik-und-Behandlungsoptionen). Erste Symptome manifestieren sich häufig in 
Phasen hormoneller Umstellungen (Pubertät, Schwangerschaft, Menopause). Das kli-
nische Erscheinungsbild ist gekennzeichnet durch eine disproportionale Fettvertei-
lungsstörung zwischen Körperstamm und Extremitäten – unter Aussparung der Hände 
und Füße.  
Wie bei der öffentlichen Beratung der 64.292-mal mitgezeichneten Petition der Selbst-
hilfegruppe „fett oder fett“ am 26. September 2022 im Petitionsausschuss des Deut-
schen Bundestages unter Einbindung von Sachverständigen dargelegt wurde, leiden 
die Erkrankten unter teils schweren Schmerzen und vielfältigen Folgeerkrankungen 
schon in frühen Stadien der Erkrankung, die unbehandelt mit zunehmender Dauer in 
fast allen Fällen schlimmer werden und zudem sehr häufig mit schweren psychischen 
Folgeerkrankungen verbunden sind (ebenso www.aerzteblatt.de/nachrich-
ten/137685/Lipoedem-Warten-auf-bessere-Versorgung). Neben den psychischen Er-
krankungen sind Betroffene oftmals auch in ihrem Alltag und ihrer Arbeitsfähigkeit 
bedroht und eingeschränkt. Frühe Stadien werden häufig nicht diagnostiziert, da viele 
Ärztinnen und Ärzte zu wenig für die erst seit rund 20 Jahren bekannte Erkrankung 
sensibilisiert und entsprechend ausgebildet sind. Die operative Therapie führt zu einer 
deutlichen Verbesserung des Beschwerdebilds und Förderung der Arbeitsfähigkeit.  
Eine aktuelle Umfrage der Lipödem Gesellschaft e. V., in der 1.461 betroffene Frauen 
befragt worden sind, zeigt, dass über 50 % der Frauen sich für die Operationen ver-
schulden mussten. Über 90 % würden sich erneut operieren lassen und bestätigen, dass 
die Operationen zu einer verbesserten Lebensqualität (95%) beigetragen haben. Bei 
über der Hälfte der befragten Frauen haben sich darüber hinaus die Arbeitsunfähig-
keitstage reduziert und über 800 Frauen antworten, dass sich auch die eigene Berufs-
fähigkeit durch die Operationen stabilisiert hat.  
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Zum 8. Februar 2021 startete die sogenannte LIPLEG-Studie des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (G-BA). Diese Erprobungsstudie geht der Frage nach, „welchen Nut-
zen die Liposuktion bei Lipödem im Vergleich zu einer alleinigen konservativen, 
symptomorientierten Behandlung – insbesondere unter Einsatz der komplexen physi-
kalischen Entstauungstherapie (KPE) – hat“ (www.g-ba.de/studien/erprobung/lipleg-
studie/).  
Die LIPLEG-Studie wurde in der öffentlichen Beratung am 26. September 2022 the-
matisiert und es wurde von Experten angemerkt, dass im Rahmen der Studie von dem 
Erfolg konservativer Behandlungsformen wie Lymphdrainagen in frühen Krankheits-
stadien ausgegangen werde. Da es sich bei der Lipödem-Erkrankung aber um eine 
„trockene“ Erkrankung handele, sei diese Form der Behandlung weder ratsam noch 
erfolgversprechend. Vielmehr müsse das frühzeitige Eingreifen mittels Liposuktion 
erfolgen, die in frühen Krankheitsstadien einfacher und kostengünstiger durchzufüh-
ren sei und mit der in so gut wie allen Fällen eine deutliche Verbesserung der Be-
schwerden erzielt werden könne.  
Weiterhin wurde in der öffentlichen Anhörung nochmals deutlich, dass aus der Sicht 
der Fachwelt auch die Indikationsstellung einer Überarbeitung bedarf. Die aktuell oft-
mals angewendete, am Body-Mass-Index (BMI) orientierte Methode sei hinsichtlich 
der Berücksichtigung von der durch das Lipödem verursachten Masse kritisch zu se-
hen und lasse Symptome wie Schmerz und damit einhergehenden Funktionseinschrän-
kungen aktuell außer Acht. Hingegen sollte für eine medizinische Indikation für eine 
Liposuktion das Verhältnis Hüfte zur Taille (Hip-to-Waist) herangezogen werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel auf,

1. vor dem Hintergrund der genannten Erkenntnisse sicherzustellen, dass die Lipo-
suktionsbehandlung auch außerhalb der LIPLEG-Studie bei entsprechender Indi-
kationsstellung (in der Regel zumindest für Patientinnen ab dem Krankheitssta-
dium 2) zu Lasten der Krankenkassen auf Grundlage des § 39 Abs. 1 Satz 1 SGB
V auch tatsächlich erbracht wird;

2. sich im Rahmen der Leistungserbringung außerhalb der LIPLEG-Studie dafür
einzusetzen, dass eine Begutachtung durch die Medizinischen Dienste von Fach-
personal mit Fachkenntnissen im Bereich Lipödem durchgeführt wird oder ein
verpflichtendes Zweitmeinungsverfahren Voraussetzung für die Behandlung in
qualitätsgesicherten Einrichtungen ist;

3. geeignete Maßnahmen zu treffen, um das Selbstmanagement der Patientinnen zu
unterstützen, insbesondere im Bereich der Verordnung zertifizierter Ernährungs-
beratung, der Heil- und Hilfsmittelversorgung und Reha, sowie im Rahmen eines
Disease-Management-Programms;

4. die Strukturen der Lipödem-Selbsthilfe langfristig zu stärken, indem Vereine und
Gruppen finanziell und strukturell unterstützt werden;

5. die Bevölkerung für Lipödem zu sensibilisieren, indem öffentlichkeitswirksame
Kampagnen in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) entwickelt und deutschlandweit ausgerollt werden;

6. im Rahmen der Kompetenz des Bundes die Ärzteschaft und das medizinische
Personal für Lipödem in geeigneter Weise zu sensibilisieren.

Berlin, den 13. Juni 2023 

Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und Fraktion 
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